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Recht auf Krieg? — Recht auf Frieden!
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Korrespondierendes Mitglied der Akademie der Wissenschaften der DDR

Die große Wahrheit des Vegetius, daß man, um Frieden zu 
haben, sich zum Kriege rüsten müsse, zeichnet sich hauptsäch­
lich dadurch aus, daß sie eine große Lüge enthält. Dieser bis 
zum Widersinn zugespitzte Satz, aus dem Jähre 1859 und von 
Marx stammend1 (der übrigens im gleichen Atemzug von der 
„raffinierten Perfidie... des imperialistischen Bürgertums“ 
spricht), ist durch die in den letzten vier Jahrzehnten erfolgte 
Entwicklung von potentiellen Selbstausrottungswaffen der 
Menschheit zu einer Erkenntnis von axiomatischer Qualität 
geworden. Mit,, Abschreckungsnotwendigkeit “kann heutzutage 
keine Friedenspolitik mehr konzipiert oder motiviert, höch­
stens eine Aggressionspolitik kaschiert werden. Forderungen 
nach' einer Welt ohne Waffen im allgemeinen, einer kernwaf­
fenfreien Welt im besonderen sind Ausdruck der elementar­
sten Lebens-, ja Überlebensinteressen der Menschheit. Sie 
werden von Menschen aller Klassen und Schichten in allen 
Ländern erhoben; zur Staatspolitik gehören sie ausgesproche- 
nermaßen jedenfalls in den Ländern des Sozialismus.2

Angesichts der weltpolitischen Strategie der Führungs- 
macht des Kapitals, die ihre eigenen Interessen offen als Glo­
balinteressen definiert und eine Militärkonzeption propagiert, 
die von der Möglichkeit eines eigenen Sieges in einem Kem- 
waffenkrieg ausgeht, gehört die Forderung nach Koexistenz-, 
statt Konfrontationspolitik zwischen Imperalismus und Sozia­
lismus zu dem Allerwichtigsten, worüber nachzudenken gebo­
ten ist.

Eingebettet in die Erkenntnisse einer zum Glück reichhal­
tigen DD'R-Literatur von Juristen zum Friedensproblem2, soll 
hier die Frage angegangen werden, ob und inwieweit das in­
ternationale Recht der Gegenwart den allerdringlichsten 
Menschheitsinteressen einen normativen Ausdruck verleiht. 
Daibei geht es um Probleme etwa folgenden Typs: Gehört es 
zur Souveränität der Staaten, darüber zu entscheiden, ob sie 
eine Aufrüstungs- oder eine Abrüstungspolitik betreiben? 
Gibt es ein Interventionsrecht des einen Staates in die An­
gelegenheiten eines anderen? Gibt es ein Recht des Staates 
auf Krieg, oder ist er zu einer Friedenspolitik verpflichtet? 
Haben die Friedensbewegungen eines Landes das Recht, ge­
gen eine auf Aufrüstung und Krieg orientierte Politik ihrer 
Regierung Widerstand zu leisten? Widersprechen sich Frie­
dens- und Menschenrechtspolitik?

Allgemeiner gesprochen: Kaan das Recht, da es doch eine 
Funktion von Macht ist, auch ein Maß dieser Macht sein?

Das Recht in der Gesellschaftsentwicklung

Als Ergebnis des vom materiellen Lebensprozeß abgeleiteten 
geistigen Lebensprozesses der in Klassen gespaltenen Gesell­
schaft ist das Recht zwar eine abgeleitete, aber eben doch eine 
Kategorie von relativer Selbständigkeit: als letztlich materiell 
determinierter Gestaltungswille herrschender Gesellschafts­
klassen hat das Recht, auch das zwischenstaatliche, das Völ­
kerrecht, in der Geschichte eine je nachdem konservierende 
oder reformierende, eine revolutionäre oder eine konterrevo­
lutionäre Rolle gespielt. Von der Festlegung des Römischen 
Rechts, daß die Kriegsgefangenen als Sklaven gelten, einer­
seits, bis zu den Dekreten (Über den Frieden, Über den Grund 
und Boden, Über die Nationalisierung der Banken ,usw.), mit 
deren Hilfe die Diktatur des russischen Proletariats 1917/18 
den Weg zum Sozialismus einleitete, andererseits, von der 
(Un)Heitigen Allianz der Monarchen Rußlands, Österreichs 
und Preußens, die sich 1815 als „Beauftragte der Vorsehung“ 
für legitimiert ausgaben, eine absolutistische Politik nach 
außen wie nach innen zu betreiben, einerseits, bis anderer­
seits zu den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen von 
1945/46 vollzogen sich Reaktion und Fortschritt im Mantel 
und mit den Mitteln des Rechts.

Auch wenn die materielle Dasednsweise der Gesellschaft 
das primum agens ihrer qualitativen und quantitativen Ent­
wicklung ist, so ist die reagierende Rückwirkung des Rechts 
ein die Gesellschafts- und Individualentwicklung beschleuni­
gendes oder verlangsamendes, jedenfalls: objektives Erfor­
dernis. Das Recht, als eine der besonderen Weisen mensch­
licher Produktion, ist Produziertes und Produzierendes zu­
gleich ; es reflektiert, aber es konstituiert auch kollektives und 
individuelles Verhalten. Seinem Inhalt gilt daher die Auf- 
merksafhkeit aller an der Gesellschaftsentwicklung interes­
sierten Klassen.

Die vorstehende Position enthält auch das erforderliche 
Gegengift gegen rechtsnihilistisches wie gegen rechtsutopisti- 
sches Verhalten, das gerade in der Krieg-Frieden- und in 
der Menschenrechtsproblematik häufig auch Wohlwollende in 
die Irre führt: Vom Recht nichts wie vom Recht alles zu er­
warten, das ist gleichermaßen abstrakter Verstand. Das Recht, 
auch das die Beziehungen der Staaten zueinander regelnde 
Völkerrecht, ist nämlich eingebettet in die Entwicklungsge­
schichte der menschlichen Gesellschaft, die es widerspiegelt 
und in die es eingreift. Aber wie gut (oder weniger gut oder 
gar schlecht) es die Entwicklungsbedürfnisse widerspiegelt 
und deren Durchsetzung sichert, ist nicht unveränderbar vor­
gegeben, sondern hängt vom Klassenkräfteverhältnis, hängt 
von menschlicher Erkenntnis- und Handlungsfähigkeit ab. 
Daß der Mensch Schöpfer seiner selbst und zugleich Maß al­
ler Dinge ist, gilt natürlich auch für den Bereich des Rechts. 
Es kann nicht höher, sollte aber auch nicht tiefer sein, als es 
die ökonomisch determinierte Gesellschaftsentwicklung ge­
stattet.

Für das Völkerrecht heißt das, den globalen Problemen 
der Menschheit als friedlicher Verhaltensstandard für ein 
ökonomisches und kulturelles Miteinander der Staaten zur 
Verfügung zu stehen. Das schließt indes jeden Versuch aus, 
interventionistische Alleinvertretungsansprüche — etwa in 
Gestalt eines Interpretationsmonopols von Recht und Un­
recht oder einer angemaßten Interessenvertretung anderer 
Уоікег — dem Völkerrecht der Gegenwart zu implantieren.

Die wechselseitige Abhängigkeit 
von Frieden und Menschenrechten

Speziell in den vergangenen zehn Jahren wurde immer wie­
der in quasi wissenschaftlichen Untersuchungen1 2 3 4, in mei- 
nungsmanipulierenden Werbesendungen, aber auch in Regie­
rungserklärungen — und jedenfalls in der Phraseologie des 
kalten Krieges — der Versuch unternommen, „Menschen­
rechte“ zu mißbrauchen, und zwar
— als Alternative zu Entspannung und friedlicher Koexi­

stenz,
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